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I. Verlängerung eines Aufenthaltstitels 

1. Fiktionswirkung 

Bei der Verlängerung eines Aufenthaltstitels gilt der bisherige Aufenthaltstitel als 

fortbestehend, wenn vor Ablauf ein Antrag gestellt wurde. 

Diese Fiktion gilt kraft Gesetzes auch ohne Zutun der Ausländerbehörde. Rechts-

grundlage dafür ist § 81 Abs. 4 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG). Diese Fiktions-

wirkung gilt bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde über den Antrag. Sie gilt 

unbefristet und ist zu unterscheiden von der Fiktionsbescheinigung, die lediglich de-

klaratorisch - also erklärend - die Fiktionswirkung nach außen kundtut. 

Beinhaltete der zu verlängernde Aufenthaltstitel die Berechtigung zur Erwerbstätig-

keit, besteht diese auch weiterhin. Auch werden sämtliche sozialrechtlichen Ver-

günstigungen weiterhin ermöglicht. Diese Fortgeltungsfiktion besteht bis zur Ent-

scheidung über den Antrag. 

2. Fiktionsbescheinigung 

Die Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 5 AufenthG ist eine öffentliche Urkunde, 

die von der Ausländerbehörde während der Bearbeitungszeit des Antrags auf ei-

nen Aufenthaltstitel ausgestellt wird. 

Eine Fiktionsbescheinigung kann nur ausgestellt werden, wenn der Aufenthalt zum 

Zeitpunkt des Antrags auf die Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels 

noch rechtmäßig ist. Mit der Fiktionsbescheinigung kann ein Aufenthaltsrecht bei ge-

meinsamer Vorlage mit dem abgelaufenen elektronischen Aufenthaltstitel nachgewie-

sen werden. 

Die Fiktionsbescheinigung wird befristet ausgestellt und hat in der Regel eine Gel-

tungsdauer von 2 bis 6 Monaten. Sie kann aber verlängert werden, wenn die Bear-

beitung bei der Ausländerbehörde noch andauert. 
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3. Informationen für Arbeitgeber 

Für Arbeitgeber ist von besonderer Bedeutung, ob für Arbeitnehmer bereits ein Auf-

enthaltstitel bestand, der zur Erwerbstätigkeit berechtigt. 

Bei Verlängerungsanträgen können betroffene Ausländer unproblematisch weiter-

beschäftigt werden. 

Bei Änderung des Antrags – beispielsweise Erwerbstätigkeit nach Studium – ist zu 

beachten, dass nur die vorherige Erlaubnis und damit auch nur der bisher erlaubte 

Umfang von Erwerbstätigkeit fortgilt. 

Empfehlungen für Arbeitgeber: 

 Lassen Sie sich den gültigen Aufenthaltstitel oder die gültige Fiktionsbescheini-

gung und den abgelaufenen Aufenthaltstitel Ihres Arbeitnehmers vorlegen und 

bewahren Sie für die Dauer der Beschäftigung eine Kopie in elektronischer 

oder Papierform auf. 

 Ist Ihr Arbeitnehmer im Besitz einer Fiktionsbescheinigung und eines abge-

laufenen Aufenthaltstitels, ist es empfehlenswert, dass auch Sie sich die Ab-

lauffrist, die regelmäßig kürzer ist als die einer Aufenthaltserlaubnis, notieren 

und diese überwachen. So können Sie gemeinsam mit Ihrem Arbeitnehmer an 

eine rechtzeitige Verlängerung der Fiktionsbescheinigung denken und Ihre 

Nachweise aktuell halten. 

 Beachten Sie die Nebenbestimmungen der Fiktionsbescheinigung und des 

abgelaufenen Aufenthaltstitels und ggf. geltende Beschränkungen der Erwerbs-

tätigkeit. 

Auch wenn die Geltungsdauer der Fiktionsbescheinigung ausläuft, gilt die Fiktions-

wirkung unter Umständen fort. Erhält der Ausländer z.B. keinen rechtzeitigen Termin 

für die Verlängerung der Bescheinigung, so reicht es aus, wenn er vor der Ablauffrist 

den Termin bucht und einen Beleg über die Terminbuchung aufbewahrt. Der Beleg 

weist dann auch die Fiktionswirkung nach und wenn die Erwerbstätigkeit bis 

dahin erlaubt war, ist sie es weiterhin. 

Solange der Arbeitgeber darauf achtet, dass die Fiktionsbescheinigung aktuell ist 

bzw. der Ausländer stets die Fiktionswirkung nachweisen kann, besteht keine Ge-

fahr der illegalen Beschäftigung, die eine Geldbuße zur Folge hätte. 

4. Reisetätigkeit mit Fiktionsbescheinigung 

Die Ein- und Ausreise aus dem Bundesgebiet ist erlaubt. 

Die Fiktionsbescheinigung ist kein Pass. Sie muss in Verbindung mit einem gültigen 

Nationalpass oder einem Passersatzpapier verwendet werden. Die meisten Staaten 

akzeptieren diese Fiktionsbescheinigung für eine Reise. Allerdings sollte jedenfalls 

vor Reiseantritt abgeklärt werden, welche Regelungen im Zielland bestehen. 
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Seriennummecde ._K-"le_b...;e..;.e_tik''--e_tt_s_: -+-------' 

1 L 0000000 

1 

Die Inhaberin/der Inhaber die~er Bescheinigung hat bei 
der unten genannten Behörde die ErtejlungNerlänge· 
rung eines Au_f1;mthaltstitels beantragt.• 

Bis zur Entscheidung der Aus• 
Jänderbehörde über diesen Arl· 
trag gilt 
0 der Aufenthalt als erlaubt 

p=====,-~ (§ 81 Abs. 3 Satz 1 Auf-
enthG); 

Q die Abschiebung als ausge­
setzt (§ 81 Abs. 3 Satz 2 
AufenthG); 

1(1 der Aufenthaltstitel als fort­
bestehend (§ 81 Abs. 4 
AufenthG).' 

0 Der Inhaber/ die lnhabqrin hat dle Dokumentation 
eines Aufenthaltsrechts nach dem FreizügG/EU 
oder dem Abkorr,men EU-Schweiz beantragt, das 

Diese Beacheinigung gilt nur in Vorbir,dung mit 

hiermit vorläufig bescheinigt wird.- •-----+------------

•Nicht Zutreffendes bitte streichen 

Diese Bescheinigung wird.i'hit Ablauf des im Klebeetikett 
(Seite 5) genannten Güftigkeitsdatums ungültig. 

Siege) 

5. Vordruck Fiktionsbescheinigung 

Für die Bescheinigung gibt es ein bundeseinheitliches Vordruckmuster: 

Auf Seite 6 des Trägervordrucks wird das 

Klebeetikett angebracht. Die Fiktionsbe-

scheinigung ist dadurch fälschungssicher. 

Die Nebenbestimmungen auf 

Seite 6 der Fiktionsbescheini-

gung sind zu beachten. Zudem 

gelten die Beschränkungen zur 

Erwerbstätigkeit, die auf dem ab-

gelaufenen Aufenthaltstitel ver-

merkt sind, weiterhin. 

Auf Seite 3 des Trägervordrucks 

werden der Umstand, dass der 

Ausländer die Erteilung/Verlänge-

rung eines Aufenthaltstitels bean-

tragt hat, und die Wirkung der An-

tragstellung eingetragen. 

Handelt es sich um einen 

Fall der Fortgeltungsfiktion 

nach § 81 Abs. 4 AufenthG, 

darf der Inhaber der Fikti-

onsbescheinigung seiner 

Beschäftigung weiter nach-

gehen, sofern ihm die Er-

werbstätigkeit zuvor erlaubt 

war. 

Auch bei Unionsbürgern, 

Schweizern, Briten und in ande-

ren Konstellationen nach dem 

Freizügigkeitsgesetz/EU kann ei-

ner Beschäftigung weiter nach-

gegangen werden, sofern die Er-

werbstätigkeit zuvor erlaubt war. 

II. Erstbeantragung des Aufenthaltstitels bestimmter Staatsangehöriger 

Für Staatsangehörige von Australien, Israel, Japan, Kanada, der Republik Korea, 

von Neuseeland, des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland und der 

Vereinigten Staaten von Amerika gelten besondere Bestimmungen: 

Nach visumfreier Einreise können diese im Inland einen erforderlichen Aufenthaltsti-

tel innerhalb von 90 Tagen beantragen. Bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde 

gilt der Aufenthalt als erlaubt (§ 81 Abs. 3 S. 1 AufenthG). 

Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit ist in diesen Fällen ausgeschlossen. 
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Bis zur Entscheidung über den Aufenthaltstitel ist der weitere Aufenthalt erlaubt. 

Die Ausländerbehörde stellt hierüber eine Fiktionsbescheinigung aus. 

III. Einzelfälle 

Dieses Merkblatt stellt die maßgeblichen Informationen rund um die Fiktionswir-

kung bei Erwerbstätigkeit dar. Es werden nicht alle möglichen Konstellationen dar-

gestellt. In besonderen Einzelfällen wenden Sie sich an die vor Ort zuständige Aus-

länderbehörde. Die Kontaktdaten der hessischen Ausländerbehörden finden sie auf 

der Internetseite www.innen.hessen.de. 

Herausgeber: Hessisches Ministerium des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz, 

Referat II 4 - Aufenthaltsrecht 
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